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Beratungsfolge: Haupt- und Finanzausschuss Sitzungstermin: 19.11.2003 
 Rat                                                10.12.2003 
 
 
Betreff: 
 
Erlass einer Friedhofs- und Bestattungssatzung für die Stadt Sankt Augustin 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss des Rates der Stadt Sankt Augustin empfiehlt dem Rat 
der Stadt Sankt Augustin folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Rat der Stadt Sankt Augustin beschließt als Neufassung die dieser Sitzungsvorlage 
als Anlage beigefügte Friedhofs- und Bestattungssatzung für die Stadt Sankt Augustin. 
 
 
Problembeschreibung/Begründung: 
 
Am 01. September 2003 ist das Gesetz über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Be-
stattungsgesetz – BestG NRW) vom 17. Juni 2003 (GVBl. NRW S. 313) in Kraft getreten. 
Mit diesem Gesetz liegt nun erstmals die lange geforderte einheitliche Regelung für ganz 
Nordrhein-Westfalen vor.  
 
Bisher waren die zentralen Fragen des Friedhofs- und Bestattungsrechtes vergleichsweise 
lückenhaft durch das Gesetz über die Feuerbestattung vom 15.05.1934 und die hierzu 
ergangene Durchführungsverordnung vom 10.08.1938, sowie durch die Ordnungsbehörd-
liche Verordnung über das Leichenwesen in ihrer letzten Fassung vom 03.12.2000 gere-
gelt. Daneben wurde im rechtsrheinischen Landesteil auf das Allgemeine Preußische 
Landrecht vom 05.12.1794 zurückgegriffen. Diese Regelungen sind nun mit dem Inkraft-
treten des Bestattungsgesetzes außer Kraft getreten. 
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Das Bestattungsgesetz für das Land NRW greift nicht nur bewährte friedhofsrechtliche 
Prinzipien auf, vielmehr trägt es auch gewandelten gesellschaftlichen Anschauungen im 
Umgang mit dem Tod Rechnung. So ist nun beispielsweise die Möglichkeit eröffnet, neben 
Tot- auch Fehlgeburten beizusetzen, den Betrieb von Friedhöfen und Krematorien zu pri-
vatisieren, das Totenfürsorgerecht von Lebenspartner wird anerkannt und das Verstreuen 
von Aschen sowohl innerhalb, als auch außerhalb des Friedhofsgeländes wird ermöglicht. 
 
Zwangsläufige Konsequenz des neuen Bestattungsrechtes ist die Umsetzung in kommu-
nales Recht. Die entsprechende Neufassung der Friedhofs- und Bestattungssatzung ist 
dieser Vorlage beigefügt und orientiert sich in den Änderungen weitgehend an der Muster-
satzung des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen. Darüber hinaus berück-
sichtigt § 32 Abs. 2 eine von der Kostenrechnung vorgesehene Änderung der Gebühren-
positionen im diesbezüglichen Gebührenrecht. 
Alle Neuerungen und Änderungen sind in der beigefügten Friedhofs- und Bestattungssat-
zung durch Unterstreichen kenntlich gemacht. 
 
In Vertretung 
 
 
 
Hans-Ulrich Lehmacher 
Erster Beigeordneter 
 
 
 
Die Maßnahme 
 hat finanzielle Auswirkungen 
 x hat keine finanziellen Auswirkungen 
 
Die Gesamtkosten belaufen sich auf  Euro. 
 Sie stehen im   Verw. Haushalt  Vermög. Haushalt unter der Haushaltsstelle  
 zur Verfügung. 
 Der Haushaltsansatz reicht nicht aus. Die Bewilligung über- oder außerplanmäßiger 

Ausgaben ist erforderlich. 
 Für die Finanzierung wurden bereits veranschlagt  Euro, insgesamt sind  Euro bereit-

zustellen. Davon im laufenden Haushaltsjahr  Euro. 
 
 
 


